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Ihre Stellung zur russischen Revolution. 

Vortrag auf der Tagung der Internationalen Rosa-Luxemburg-Gesellschaft am 6.10.2011 in Moskau (Kurzfassung)
„Bremen als Pfeiler des Radikalismus in Deutschland“ (Rosa Luxemburg, 1912)
Bis Ende 1918 gab es kaum eine andere Stadt in Deutschland, in der die Organisationen des revolutionären Marxismus eine vergleichbare starke Basis besaßen wie die Linksradikalen in Bremen. Das war das Ergebnis des Aufbaues eines Vertrauensmännersystems auf den Werften und der Präsens ihrer Funktionäre innerhalb der offiziellen Parteiorganisation der Sozialdemokratie bis 1917. Und weil es den Bremer Linken nicht allein um die Verbesserung der Lebenslage der Arbeiter ging, sondern auch um die Durchsetzung der sozialistischen Gesellschaftsordnung, gewann die Jugend- und Bildungsfrage eine herausragende Bedeutung – mit der Gründung einer autonomen Bildungseinrichtung durch die 1905 vollzogene Trennung vom bürgerlichen „Goethe-Bund“ und die Einstellung einer fest und gut besoldeten Lehrkraft (Pannekoek). Die von Rosa Luxemburg geforderte Erziehung zum kritischen und selbständigen Denken und Handeln wurde hier früh realisiert. In der Bremer Bürgerzeitung (BBZ) mit Heinrich Schulz und Alfred Henke als Chefredakteure, vor allem aber durch die von Johann Knief ab Juni 1916 geleitete „Wochenschrift für wissenschaftlichen Sozialismus“, die „Arbeiterpolitik“, besaßen sie außerdem linke Publikationsorgane von überregionaler Bedeutung. Von der Spartakusgruppe um Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht unterschied sich die rund 500 Mitglieder umfassende Gruppe der Bremer Linken
 dadurch, dass sie das Recht auf „Vaterlandsverteidigung“ in einem Krieg ablehnten, der aus ihrer Sicht ein aus den spezifisch imperialistischen Widersprüchen erwachsener Konflikt war. Deshalb wurde Karl Radeks scharfe Kritik an der Behandlung der „Vaterlandsverteidigung“ in der sog. „Junius- Broschüre“ in der Nummer 6, 7 und 8 des ersten Jahrgangs der „Arbeiterpolitik“ in voller Länge abgedruckt
, auch wenn die Bremer Linke den Verzweiflungsschrei über das Versagen der Sozialistischen Internationale mit Rosa Luxemburg teilte. .Außerdem verweigerten die Bremer Linken aus prinzipiellen Gründen jegliches organisatorisches Zusammengehen mit der zentristischen USPD, zu dem sich die Spartakusgruppe entschieden hatte. In der Bürokratie der alten Arbeiterorganisationen, vor allem in den Gewerkschaften, erkannten sie den Kern des Opportunismus in der deutschen Arbeiterbewegung. Mit den Syndikalisten teilten sie die Überzeugung von der totalen Diskreditierung der Gewerkschaftsbürokratie im Ersten Weltkrieg. Deshalb plädierten sie ab August 1917 bis März 1920 als linkskommunistisches Sammelbecken der Opposition (ISD/IKP) in der Ende 1918 mit ihrer Unterstützung in Berlin neu gegründeten KPD (Spartakus) für eine neue „gewerkschaftlich-politische Einheitsorganisation“, genauer für die notwendige Synthese des politischen und wirtschaftlichen Kampfes in den „Einheitsorganisationen“. Auf dem Gründungsparteitag der KPD scheiterten sie mit diesem von Felix Schmidt und Karl Becker eingebrachten Bremer Antrag am Widerspruch von Rosa Luxemburg.
 Dagegen gelang ihnen in der Frage der Beteiligung  an den Wahlen zur Nationalversammlung ein Erfolg über Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg. Mit 62 gegen 23 Stimmen siegten die „Rühlianern“ (Otto Rühle) mit den Bremer Vertretern der IKPD. Sie plädierten mit Ausnahme von Johann Knief für die Nichtbeteiligung
. Dazu schrieb Rosa Luxemburg an Clara Zetkin am 11. Januar 1919: „Vergiss nicht, dass die Spartakisten zu einem großen Teil eine frische Generation sind, frei von den verblödenden Traditionen der ‚alten bewährten’ Partei - und das muss mit Licht- und Schattenseiten genommen werden. Wir haben alle einstimmig beschlossen, den Casus nicht zur Kabinettsfrage zu machen und nicht tragisch zu nehmen“.
 

Unterschiedliche Gemeinsamkeiten zur Russischen Revolution

In Fragen des „Führertums“ der neuen Partei blieben die Bremer Linken bei den Positionen, die sie am 10. März 1917 in der Nr. 10 des 2. Jahrgangs der „Arbeiterpolitik“ in Übereinstimmung mit anderen Gruppen der „Internationalen Sozialisten  Deutschlands“ (Julian Borchardt) prinzipiell festgelegt hatten: „Um zu verhindern, dass bei der Neugründung der Partei der alte Geist lediglich in neue Formen gegossen wird, kommt es auf die Beseitigung jeglichen Führertums in der „Arbeiterbewegung an. Was wir brauchen, um zum Sozialismus zu gelangen, ist reine Demokratie unter den Genossen, das heißt Gleichberechtigung, Selbständigkeit, Wille und Kraft zur eigenen Tat bei jedem Einzelnen. Nicht Führer dürfen wir haben, sondern nur ausführende Organe, die, anstatt ihren Willen den Genossen aufzuzwingen, umgekehrt nur als deren Beauftragte handeln“ (S. 77).

Eine Bestätigung für diese Position sahen sie in dem Brief Lenins an den Bauernkongress von Ende Mai 1917, den sie am 28. Juli 1917 im 2. Jg. der Nr. 30 der Arbeiterpolitik als Abschluss des Beitrags zum „Fortgang der russischen Revolution“ (S. 229-232) komplett zitieren. Hierin beschreibt Lenin „die großen Differenzen, die sie von den Sozialrevolutionären und den Menschewiki trennen“: die Fragen des Bodens, des Krieges und der staatlichen Organisationen. 
Wie schon in seinem „Abschiedsbrief an die Schweizer Arbeiter“ vom April 1917
, setzte Lenin auf Grund seiner langen Verbindung zu der Bremer Linken im August 1917 in dem Schreiben an das Auslandsbüro des ZK erneut auf die Linksradikalen der Arbeiterpolitik: Er forderte die Einberufung einer internationalen Konferenz der Linken zur Gründung der III. Internationale. Hauptkern sollte neben den Bolschewiki und anderen aufrechten Internationalisten die Richtung bilden, „die in der Bremer ‚Arbeiterpolitik’ Propaganda treibt“.
 Auch für Rosa Luxemburg blieb die Bremer „Wochenschrift für wissenschaftlichen Sozialismus“ trotz ihrer Zurückhaltung gegenüber einigen Positionen der Bremer Linken ein unverzichtbares Informationsorgan. So bestand sie im November 1916 im Gefängnis Wronke wie auch während der Schutzhaft in Breslau darauf, die Bremer „Arbeiterpolitik“ zu abonnieren
. Diese Wochenschrift berichtete ab 1916 über Probleme der Arbeiterbewegung in Russland, ab März 1917 verstärkt über den Fortgang der Revolution und ab 17.11.1917 (u.a. aus der Feder von Knief und Radek) regelmäßig über den Ablauf der „Großen Sozialistischen Oktoberrevolution“, ergänzt um zahlreiche Beiträge von Lenin und Auszüge aus den Zentralorganen der Bolschewiki. Deshalb darf davon ausgegangen werden, dass Rosa Luxemburg bei der Abfassung ihres unvollendeten Gefängnismanuskripts vom September 1918 über die Russische Revolution auf diese Bremer Beiträge zurückgegriffen hat. Diese Spur ist bislang in der Forschung nicht verfolgt worden, selbst intime Kenner wie Annelies Laschitza und Gerhard Engel übersehen diesen Zusammenhang. 

Die umstrittene redaktionelle Bemerkung von Ernst Meyer zu Rosa Luxemburgs Grundsatzartikel in der Nr. 11 der Spartakusbriefe vom September 1918
 über die mit dem Brest- Litowsker Frieden aus ihrer Sicht verknüpfte „Russische Tragödie“ gab den Anlass zu der unvollendet gebliebenen Niederschrift zur russischen Revolution: „Befürchtungen, die auch in unseren Kreisen vielfach vorhanden sind –Befürchtungen, die aus der objektiven Lage der Bolschewiki, nicht aus ihrem subjektiven Verhalten entspringen,…ohne die deutsche Revolution keine Rettung der russischen Revolution…Es bleibt nur eine Lösung: der Massenaufstand des deutschen Proletariats“. So Ernst Meyer in der Bemerkung, die Rosa L. so empörte. Eine Fußnote, die durchaus in Einklang mit der Auffassung der Bremer Linken um Knief stand. So veröffentlichte die „Arbeiterpolitik“ ab 14. September 1918 mehrere Grundsatzbeiträge zu den „Aufgaben der Bolschewiki“ nach dem Friedensvertrag von Brest- Litowsk.
. 
Die Bremer Linken hatten durch die Zusammenarbeit mit Lenin, Bucharin und Radek früh Kontakt zu den Anhängern der Februar-Revolution von 1917 und damit zur bolschewistischen Richtung der russischen Sozialdemokratie aufgenommen. Auch sie kritisierten mit Rosa Luxemburg aus prinzipiellen Gründen das Organisationsmodell der Bolschewiki und lehnten jede Form des demokratischen Zentralismus ab. Im Oktober 1918 verurteilten sie den „Weißen Terror“ mit Entschiedenheit, verwarfen aber zugleich „den Terrorismus der Bolschewiki, soweit die Erschießung von Geißeln  oder wehrlosen Geschöpfen in Betracht kommt“. Sie sahen sich dabei jedoch „weit entfernt von dem tendenziösen Gejammer, welches in der bürgerlichen und regierungssozialistischen Presse über die ´Gräueltaten` der Bolschewiki angestimmt wird“, weil „wir mit vollstem Einverständnis den Kampf unserer russischen Genossen gegen die offenen (wehrfähigen) Gegner des Sozialismus unterstützen. Alles, was sich in Russland den kommunistischen Maßnahmen der Regierung gewaltsam entgegenstellt, hat unterdrückt zu werden im Interesse der großen Allgemeinheit“.
 Noch im Dezember 1918 verurteilte Johann Knief deshalb Rosa Luxemburgs scharfe Absage an jeglichen Terror als Instrument einer sozialistischen Politik. Trotz der frühen Kritik an „verfehlten harten Maßnahmen“ der Bolschewiki identifizierten sie sich  -wie schon am 17. März 1917 zur Februar-Revolution - als erste politische Gruppierung mit der bolschewistischen Oktoberrevolution. Am 17. November 1917 feiert die „Arbeiterpolitik“ den „Sieg der Bolschewiki“, der „russischen Linksradikalen“. Und sie fügten hinzu: „Die russischen Jakobiner sind vor einer fürchterlicheren Aufgabe gestellt, als ihre berühmten Vorgänger aus der französischen Revolution, eine Aufgabe, deren Lösung kaum glaublich erscheint.“ Aber sie haben Lenin an der „Spitze der russischen Staatsmacht“. Lenin wird charakterisiert als ein „Mann von unbändigem revolutionären Feuer getragen, ein eiserner Charakter von riesiger Energie, von unbeugsamer Konsequenz, ein Todfeind jedes zersetzenden Opportunismus.“ Als Beleg wird ein Beitrag von Lenin hinzugefügt („Die Krise naht der Lösung“), ergänzt um den Essay von Radek zur „Weltlage und die russische Revolution“.
 
Als Johann Knief am 27. November 1918 die erste Ausgabe der Bremer Tageszeitung „Der Kommunist“ herausgab, führte er zur Namensgebung der am 23. November in Bremen sich konstituierenden IKPD in der Ausgabe vom 28. November aus: Dieser Name  bedeutet die „offene, unverhohlene und bedingungslose Solidarität mit unseren russischen Genossen und ihren revolutionären Kampfmethoden, er bedeutet den festen Wunsch und Entschluss, ihnen unerschütterlich auf ihrem Weg zu folgen, er bedeutet den heiligen Wunsch, die russische Revolution über Deutschland auf den Westen auszudehnen, damit sie zur europäischen Revolution, zur Weltrevolution werde“. Die Zeitung veröffentlichte Beiträge von Lenin und informierte regelmäßig über die revolutionären Veränderungen in Rußland. Am 4. Dezember 1918 publizierte „Der Kommunist“ aus Bremen das komplette Referat Lenins vom 22. Oktober 1918 auf der gemeinsamen Sitzung des  Moskauer Sowjets, der Gewerkschaften und des Allrussischen Zentralexekutivkomitees. Schon in der zweiten Nummer konnte man das Schreiben Lenins vom 3. Oktober 1918 an die Gemeinsame Sitzung des Allrussichen Zentralkomitees und des Moskauer Sowjets mit den Vertretern der Betriebskomitees zur Kenntnis nehmen. Immer wieder plädierte die Tageszeitung wie auch die Wochenschrift „Arbeiterpolitik“ „Für Russland, für die Bolschewiki.“ Unmissverständlich wurde die Aufnahme freundschaftlicher Beziehungen zu Sowjetrussland gefordert. 
Eigenständigkeit der Bremer Linken

Nirgendwo sonst dürfte sich in Deutschland der Einfluss der Oktoberrevolution auf die Linken in der Arbeiterbewegung so authentisch dokumentieren. Die Bremer Linksradikalen passten sich ab November 1918 als IKP unter dem Eindruck der Oktober- und Novemberrevolution den veränderten revolutionären Verhältnissen an. Sie definierten sich als eine kommunistische Gruppe und riefen in der „Arbeiterpolitik“ am 9. November 1918 die „Kommunistische Republik“ aus mit dem Zusatz, der ihr internationales Selbstverständnis dokumentiert: „Es lebe die Weltrevolution“.
 Als die „ratlose Rosa“ in Berlin während des Januaraufstandes zu verzweifeln drohte
, gelang es den von revolutionärer Ungeduld geprägten Bremer Linken  in Zusammenarbeit mit der USPD und den Syndikalisten am 10. Januar 1919 eine Räterepublik zu errichten. Diese „Sozialistische Republik Bremen“ konnte bis zu ihrer brutalen Zerschlagung am 4. Februar 1919 in Zusammenarbeit mit dem Aktionsausschuss des Arbeiter und Soldatenrates Forderungen im Bereich der Sozial- und Bildungspolitik durchzusetzen, die es heute wieder einzuholen gilt.

Trotz der konsequenten und kontinuierlichen Solidarität mit den Bolschewiki darf dennoch nicht übersehen werden, dass das Demokratiekonzept der Bremer Linken in vielerlei Hinsicht Lenins ultrazentralistischem Parteikonzept und der praktizierten bolschewistischen Revolutionspolitik in Russland entgegenstand und die Bremer IKPD sich Ende Dezember 1918 den Vorstellungen von Rosa Luxemburg und denen der Spartakusgruppe wieder anzunähern begann
. Das Eigenleben der Bremer Arbeiterintellektuellen erschwerte die Einordnung in die traditionellen Strukturen des Marxismus- Leninismus und erlaubte immer wieder Ausgrenzungen. Bis zu der von Georg Conert inspirierten Publikation „der Gruppe Arbeiterpolitik“ über „Die Bremer Linksradikalen“ von 1969 und 1979 fehlen Hinweise auf die Zusammenarbeit der Bremer Linken mit Rosa Luxemburg in den Jahren 1917/18. Selbst der in Bremen als Redakteur der BBZ unter Alfred Henke tätige und anschließen die „Arbeiterpolitik seines Freundes Johann Knief mitprägende oppositionelle Kommunist Paul Frölich widmet als intimer Zeitzeuge der Entstehung dieser konfliktreichen Kooperation in seiner Rosa Luxemburg –Biographie keine Zeile
. Auch die soliden Forschungsarbeiten von Georg Engel über die „Arbeiterpolitik“ von 1967 klammern dieses Problem der unterschiedlichen Gemeinsamkeiten weitgehend aus. Noch in der jüngst von ihm vorgelegten Biographie über Johann Knief sucht man vergeblich nach Spuren eines Zusammenhangs der kritischen Betrachtungen zur russischen Revolution, die von den Bremern um Johann Knief und Rosa Luxemburg vorgelegt wurden. Das ist umso erstaunlicher, weil der neue, auf die Arbeiterintelligenz setzende Kurs von Chruschtschow nicht nur in Moskau der fünfziger Jahre eine Öffnung gegenüber nichtzentristischen Modellen des Kommunismus erlaubte. Exemplarisch sei dafür auf die Studie von S.I. Spiwak verwiesen, der der „Geschichte der Bremer Gruppe der ‚Internationalen Kommunisten Deutschlands’“ 1956 in der Nummer 9 der Zeitschrift „WOPROSSY ISTORII“ einen in Deutschland wenig beachteten Beitrag widmet.
 Diese Arbeit entstand in Zusammenarbeit mit Rudolf Lindau/DDR, dem einstigen Vertreter der Hamburger Linksradikalen, der nicht nur wegen seines Kontaktes zu den alten KPO- Genossen der „Gruppe Arbeiterpolitik“ in Bremen in den fünfziger Jahren als SED –Mitglied und Leiter der Parteihochschule in Berlin von der Gruppe um Ulbricht um seinen Einfluss gebracht wurde.
Da die Bremer Gruppe mit ihren syndikalistischen Abweichlern zu den Gründern der KPD in Deutschland zählte, konnte man sie ebenso wenig gänzlich übersehen wie die Anhänger Rosa Luxemburgs. Und so ist es kein Zufall, dass sie nach 1989 eine Renaissance erlebten. Das betraf neben Rosa Luxemburg und Johann Knief auch Karl Radek, den polnischen Juden aus Lemberg, der als langjähriger Mitarbeiter der BBZ wie auch der „Arbeiterpolitik“ und als verlängerter Arm Lenins den Bremer Linken, besonders Johann Knief, in den Krisenjahren des Aufbruchs persönlich näher stand als Rosa Luxemburg.

Folgt man den jüngeren Forschungen zu Rosa Luxemburg
, dann ist unübersehbar, dass die Bremer Linksradikalen um Johann Knief und Anton Pannekoek seit der Massenstreikdebatte von 1906 mit Rosa Luxemburg entschieden für die Spontaneität der proletarischen Massen plädierten. Immer wieder betonen sie mit Rosa Luxemburg die Notwendigkeit einer basisorientierten Konzeption jeder sozialistischen Bewegung, die dem Organisationszentralismus Lenins mit dem ZK als aktiver Kern einer Partei entgegenstand. Allein Rosa Luxemburgs Kritik an der „reichlichen Anwendung des Terrors durch die (russische) Räteregierung“ traten sie aus tagespolitischen Gründen mit einer behutsameren, einschränkenden Auffassung entgegen. Von Anfang an ist dem Bremer Konzept der antizentralistischen und antiparlamentarischen Organisationsvorstellung aber auch eine Nähe zu der niederländischen SDP von Anton Pannekoek und Hermann Corter mit deren Forderung nach der „Selbstbewußtseinsentwicklung des Proletariats“ nicht abzusprechen. Auch nicht zu dem kommunistischen Anarchismus von Gustav Landauer und Erich Mühsam, mit denen Knief im Sommer1917 in München persönlichen Kontakt aufnahm
. Zu dem Linkskommunisten um Otto Rühle entwickelten sich im Gegensatz zu der Hamburger Richtung von Heinrich Laufenberg und Fritz Wolffheim seit November 1915 mit der Ablehnung der Kriegskredite und der „Vaterlandsverteidigung“ eine kontinuierliche Zusammenarbeit. Und es ist kein Zufall, dass in der „Arbeiterpolitik“ auch die Repräsentanten des Austromarxismus um Friedrich Adler (am 4.3.1918 zum Problem der Vaterlandsverteidigung) und Otto Bauer (am 4.5.1918 zum 100. Geburtstag von Karl Marx) neben zahlreichen Beiträgen von Lenin (z.B. Artikelserie am 20, 27.7. und 3.8.1918 zu „Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“) zu Wort kamen. Am 20.April 1918 äußerte sich Friedrich Adler zum zentralen Dauerthema der Bremer Linken: „Der Kampf um Kultur im neuen Klassenstaat“. 

Das aus diesem linken Bremer Amalgam der zeitweiligen Zusammenarbeit von Linkssozialisten, Kommunisten und Syndikalisten resultierende politische Denken und Handeln erlebte eine Zuspitzung mit den dramatischen Ereignissen der Novemberrevolution. Diese gaben Ende November 1918 in Bremen den Anlass zur Gründung der Partei der „Internationalen Kommunisten Deutschlands“. Die postulierte radikale Trennung von der USPD veranlasste den vom Tode gezeichneten Johann Knief, ab dem 27. November 1918 neben der „Wocheschrift für wissenschaftlichen Sozialismus“ zusätzlich eine Tageszeitung zur Kommentierung der  revolutionären Ereignisse herauszugeben: „Der Kommunist. Organ der Internationalen Kommunisten Deutschlands“. Ein Tageszeitung, die sich im Gegensatz zur „Arbeiterpolitik“ durch eine noch größere Nähe zu Lenin auszeichnete und im Dezember 1918 die Kritik am Berliner Parteizentrum der Spartakusgruppe verstärkte. Ihre besondere, in Werftarbeiterkreisen Bremens verankerte Politik führte auch nach der Zerschlagung der Bremer Räterepublik zu einer Fortsetzung des linken Bündnisses in Bremen und zu tief reichenden und langfristig wirkenden kulturellen Prägungen einer antiautoritären Sozialismus- Auffassung. Sie zog aus der Erfahrung mit und der Kritik an den Bürokratisierungstendenzen der großen Arbeiterorganisationen ihre Kraft und war bis in die fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts mit der Ablehnung des demokratischen Zentralismus und einer starken betrieblichen Orientierung jederzeit zum Engagement gegen autoritäre Bestrebungen in den Arbeiterorganisationen zu mobilisieren. Und dennoch empfanden die Bremer Internationalen Kommunisten es nicht als Widerspruch, wenn sie nach der Niederlage der revolutionären Arbeiter Bremens ihr politisches Vermächtnis in der letzten Nummer ihrer Tageszeitung vom 8. Februar 1919 unter der Überschrift „Was wollen die Kommunisten“ mit einem Bekenntnis zur russischen Revolution verknüpften und mit Auszügen aus der Verfassung der russischen Sowjetrepublik beendeten: „Die vergangene revolutionäre Bewegung in Deutschland barg in sich den Auftakt der großen Arbeiterrevolution. Sie hat den Sieg des Proletariats über das Kapital nicht gebracht…In Rußland haben unsere Genossen gesiegt. Die Diktatur des Proletariats ist dort verwirklicht“.

Nach der  Zerschlagung der Bremer Räterepublik durch die Noske-Truppen am 4. Februar 1919 finden wir die Anhänger dieser Gruppe aus Bremen ebenso in den Leitungsgremien der KPD (Brandler, Becker, Frölich, Felix Schmidt, Dannat, Joseph Miller, Deisen, die Brüder Eildermann) wie in der KAPD (Plättner, Onasch, Bäumer, Becker, Ernst Schneider),
 später in der KPO (Brandler, Frölich, Deisen, Ehlers, Schmidt, Vogeler)
. Einige gingen zeitweilig zu den Syndikalisten oder organisierten sich gewerkschaftlich in der AAU (Miller, Franz Martin, Meseke, Dantz, Osmers). Andere gingen über die USPD zurück zur SPD (Henke, Faust, Hagedorn, Frasunkiewicz). Was sie zeitlebens einte, blieb trotz aller Differenzen der hohe Respekt und die Achtung vor Rosa Luxemburg. Bezeichnend dafür ist, dass Alfred Faust (USPD) als Volkskommissar für Presse und Propaganda des Rates der Volksbeauftragten der Bremer Räterepublik seinen Posten am 17. Januar 1919 niederlegte, weil er es versäumt hatte, einen Artikel in der von den Räteorganen zugelassenen konservativen „Weser- Zeitung“ zu zensieren, der die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht begrüßt hatte. Schon Anfang Dezember hatte dieses von den „Pfeffersäcken“ um Ludwig Roselius gestützte Presseorgan darauf aufmerksam gemacht, dass „Bremen im ganzen Reich für die Hochburg und das Experimentierfeld der Spartakusgruppe“ gelte. Diese Kapitalfraktion forderte mit der Bremer  MSPD den ihnen aus seinen Bremer Tagen als Arbeitersekretär vertrauten Reichskanzler Friedrich Ebert auf, Truppen nach Bremen zu senden, um dem „Terror der Arbeiterführer und Arbeiter“ ein Ende zu bereiten: „Lieber Albion als Spartakus“. So das Preußische Generalkonsulat in Bremen am 4.12.1918 an „den Reichskanzler. Seine Exzellenz Herrn Ebert“
. Für die politische Kultur Bremens bleibt es bis heute bezeichnend, dass nach wie vor jährlich eine Mahnveranstaltung zum Gedenken an die Toten vom 4. Februar 1919 vor dem Denkmal der Gefallenen der Bremer Räterepublik auf dem Waller Friedhof stattfindet, getragen von einem breiten linken Bündnis, an dem sich nach wie vor auch Gewerkschaften und Sozialdemokraten beteiligen.
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, Berlin 1996 (3.Auflage); Paul Frölich, Rosa Luxemburg. Gedanke und Tat; Frankfurt 1967 (4. Aufl.); Rosa Luxemburg und die Freiheit der Andersdenkenden. Extraausgabe des unvollendeten Manuskriptes „Zur russischen Revolution“, Berlin 1990; Die Gründung der KPD, hrsg. von Hermann Weber, Berlin 1993; Ottokar Luban, Rosa Luxemburgs Demokratiekonzept, Leipzig 2008.

� Wir folgen hier den bei Kuckuk, Bremen in der Deutschen Revolution 1918/19, 1986, S. 32 angegebenen Zahlen und Einschätzungen, auch wenn die Bremer Polizeidirektion die Stärke lediglich auf „einige 80 Köpfe“ bezifferte.


� „Im Fangnetz der Widersprüche“, Arbeiterpolitik, 29.7.1916, S. 45f; 5.8.1916, S. 53f; 12.8.1916, S.60; vgl. dazu auch Lenins Kritik in: Werke, Bd. 22, S. 311f, 323ff.


� Vgl. Die Gründung der KPD, hrsg. von Hermann Weber, 1993, S.159f, Rosa L. dazu S.162ff; siehe auch G W, Band 4, 1974, S.485ff.


� Vgl. dazu E. Schüddekopf, Karl Radek in Berlin, in: Archiv für Sozialgeschichte, 1962, S.135. Karl Radek hatte Knief in Berlin im Dezember 1918 unter massiven Druck überzeugt, für die Wahl zur Nationalversammlung einzutreten. Knief wurde deshalb von der Bremer IKP nicht als Delegierter zum Gründungskongress der KPD gewählt.





� Rosa L., Briefe, Band 5, 1984, S.426f. 


� Lenin, Werke, Bd. 23, S. 386: „In Deutschland brodelt es schon in der proletarischen Masse“.


� vgl. Lenin, Werke, Bd.6, S.20; Bd. 35, S. 261 (russ. Ausgabe)


� Vgl. Brief an Mathilde Jacob, 10.11.1916, Briefe, Bd.5, S. 139f.


� vgl. Spartakusbriefe, hrsg. vom IML, 1958, S. 453-460; Rosa Luxemburg und die Freiheit der Andersdenkenden, hrsg. von Annelies Laschitza,1990, S.99-109.


� Vgl. Arbeiterpolitik, 3. Jg., Nr. 36ff, S.215-249, Nachruf auf Frenken, Nr.44, 2.11.1918, S.267.


� Arbeiterpolitik, Nr.42, 3.Jg. 19.10.1918, S.253


� Arbeiterpolitik, Nr. 46, 2.Jg., 17.11.1917, S. 347-352.


� Arbeiterpolitik, 3.Jg.,Nr.45, S.270.


� Vgl. Ottokar Luban, Rosa Luxemburgs Demokratiekonzept 2008, S. 67-117.


� Vgl. Peter Kuckuk, 1986, S. 294-304.


� Vgl. dazu Ottokar Luban, 2008, S. 26-42.


� Paul Frölich, Rosa Luxemburg. Gedanke und Tat, 1948, 4.Auflage Frankfurt/M 1967.


� Nachgedruckt in Die Presse der Sowjetunion, Nr. 144, 1956, S. 3257-3259.


� Von Radek, dem zu Provokationen neigenden Zyniker mit blutendem Herzen, stammt eine Anekdote, mit der er die auch von den Bremern bekämpfte Vorliebe der Sozialdemokraten zur strengsten Disziplin und ihren festen Glauben an jede „Obrigkeit“ zu charakterisieren versucht: Als die Berliner Arbeiter in den Novembertagen das Reichstagsgebäude erstürmen wollten, sei ein sozialdemokratischer Funktionär auf einen Laternenpfahl geklettert und habe, so laut er konnte, gerufen: „Aufpassen, Kameraden, nicht auf den Rasen treten!“. Der holländische KZ- Häftling Nico Rost erzählt diese Anekdote in Dachau seinem Nürnberger Freund Heini Stöhr, um zu erklären, warum „Zehntausende deutscher Sozialdemokraten trotz ihres guten Willens und obwohl sie viel belesener und entwickelter waren als die meisten Arbeiter in den anderen Ländern Europas, doch beinahe nichts getan haben, um denn Nazis den Weg zur Macht zu versperren“. Vgl. Nico Rost; Goethe in Dachau, Berlin 1948, S.88 (Tagebuchnotiz zum 31.8.1944)


� Vgl. dazu Ottokar Luban, Rosa Luxemburgs Demokratiekonzept“, Leipzig 2008 (Rosa Luxemburg- Forschungsberichte, Heft 6).


� Vgl. Gerhard Engel, Johann Knief- ein unvollendetes Leben, Berlin 2011, S. 325-338.


� Vgl. Arbeiterpolitik. 4.Jg., Nr. 6, 8.2. 1919, S. 1


� Vgl. u.a. Peter Kuckuk, Syndikalisten  und Kommunistische Arbeiterpartei in Bremen in den Anfangsjahren der Weimarer Republik, in: Archiv für die Geschichte des Widerstandes und der Arbeit, Nr.14, 1996, S. 15-66.


� Vgl. K.H. Tjaden, Struktur und Funktion der „KPD-Opposition“ (KPO), Meisenheim 1964.


� Akten der Reichkanzlei, betreffend die freien Städte Hamburg, Lübeck, Bremen, Nr. 1711, Bl. 260-267, komplett zitiert in J. Wollenberg, Die AG Weser zwischen Sozialpartnerschaft und Klassenkampf. Arbeitskämpfe und politische Streiks der Bremer Werfarbeiter, Bremen 184, S.82-86.
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